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Prof.  Rupert  Scholz:  Fall
Sami  A.  „Desaster  für  den
Rechtsstaat“
Von JOHANNES DANIELS | „Wir brauchen klare Rechtsmaßstäbe“ –
Staatsrechtler  Rupert  Scholz  fordert  eine  Anpassung  des
Asylrechts an geltendes Deutsches Recht und Zurückweisungen an
den  Grenzen:  Was  seit  „Herbst  2015  geschehen  ist,  war
verfassungswidrig“,  konstatiert  er.

In seinem epischen Zwei-Minuten-Interview vom November 2015
(!) brachte es der ehemalige Verteidigungsminister und immer
noch führende Staatsrechtler Deutschlands, Rupert Scholz, 81,
bereits mit aller Klarheit auf den Punkt: Durch den Import von
Millionen Illegaler aus allen archaischen Kulturen der Welt
wurden alle relevanten Asyl-, Einreise- und Aufenthaltsgesetze
Deutschlands gebrochen – sowie das Grundgesetz.

Bei der Flutung Deutschlands mit „Geflüchteten“ mißachtete die
Bundesregierung das Abkommen von Dublin (III), den Vertrag von
Schengen,  das  Asylverfahrensgesetz  und  insbesondere  den
Artikel 16 Grundgesetz – ein so genanntes Individualrecht.



Nach seiner Ansicht erfolgte daher so gut wie keine einzige
„Asyl-Einreise“  auf  verfassungskonformen  Weg.  Die  multiplen
Rechtsverstöße  der  Bundesregierung  liegen  nach  Ansicht  von
Rupert Scholz „auf der Hand“.

In einem Interview mit der „Berliner Zeitung“ vom Sonntag
bekräftigt Rupert Scholz, der seit 35 Jahren auch in führenden
Positionen  CDU-Mitglied  tätig  war,  sein  Diktum,  dass  nach
geltendem  Staatsrecht  kein  einziger  so  genannter
„Asylbewerber“  einen  rechtlichen  Anspruch  auf  ein
Asylverfahren  in  Deutschland  habe.  Alles  andere  wäre  ein
verfassungswidrige  Auslegung  der  geltenden  deutschen
Rechtsnormen.

Scholz: Kein Anspruch auf ein Asylverfahren in Deutschland

Die „angeblich rechtswidrige“ Abschiebung des Gefährders Sami
Al-Mujtaba (PI-NEWS berichtete vielfach über den bislang mit
einigen  100.000  Euro  vom  Steuerzahler  subventionierten
Hassprediger,  Bin-Laden-Leibwächter,  Koran-Gelehrten  und
Bochumer  9/11-Massenmord-Mithelfer)  sorgt  weiter  für
Diskussionen – auch die höchst abstrusen Reaktionen auf die
Gerichtsentscheidung  wird  heftig  kritisiert.  Staatsrechtler
Rupert  Scholz  (CDU)  fordert  im  aktuellen  BZ-Interview  nun
nocheinmal eine Anpassung des Asylrechts an geltendes Recht
und Zurückweisungen an den deutschen Grenzen.

Frage:  Herr  Professor  Scholz,  Sie  fordern  eine
Verfassungsänderung  beim  Asylrecht.  Warum?

Rupert Scholz: „Das deutsche Asylrecht ist in der Krise. Laut
Grundgesetz haben Personen, die aus einem sicheren Drittstaat
kommen, überhaupt keinen Anspruch auf ein Asylverfahren in
Deutschland.  Was  im  Herbst  2015  geschehen  ist,  war
verfassungswidrig. Seitdem sind 1,5 Millionen Menschen nach
Deutschland gekommen. Jeden Monat kommen im Schnitt 10.000
hinzu.“

Frage: Kommen die Gerichte hinterher?
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Scholz: „Unsere Verwaltungsgerichte stehen vor dem Kollaps.
Schon heute sind bis zu 400.000 Verfahren anhängig. Um die
abzuarbeiten, braucht es zehn Jahre. So geht es nicht weiter.
Das ist nicht zu bewältigen, auch nicht mit Blick auf den
Sozialstaat und die Integration.

Wer  heute  in  Deutschland  einen  Asylantrag  stellt  und
abgewiesen  wird,  klagt  in  der  Regel  sofort.  Die  Prozesse
ziehen sich über Jahre hin. Hinterher steht man vor der Frage,
ob man jemanden nach so langer Zeit noch abschieben kann.
Deshalb  sollten  wir  das  Asylrecht  von  einem  subjektiv
einklagbaren  Recht  in  ein  objektiv-rechtliches  umwandeln  –
„nach Maßgabe der Gesetze“. So wie es auch die meisten EU-
Staaten handhaben.“

Frage: Was heißt das?

Scholz: „Jeder einzelne Fall würde weiterhin geprüft. Aber der
Gesetzgeber hätte mehr Möglichkeiten der Beschränkung und zur
Ausgestaltung des Verfahrens. So wie die Niederländer. Die
haben  ein  kurzes  konzentriertes  Beschwerdeverfahren  ohne
Gerichtsverfahren.  Die  Fälle  sind  in  wenigen  Wochen
entschieden. Dann kann man direkt in die Abschiebung gehen.“

Frage: Könnte man damit auch Gefährdern wie Sami A. beikommen?

Scholz: „Der Fall Sami A. ist ein Desaster für das Vertrauen
in  unseren  Rechtsstaat,  der  die  Sicherheit  der  Bürger
garantieren soll. Tatsächlich könnte man etwas tun. In ein
Asylrecht „nach Maßgabe der Gesetze“ könnte man zum Beispiel
reinschreiben: Wer eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit
darstellt, wird sofort abgeschoben. Die Franzosen machen das
so.“

„Eindeutige Rechtslage“

Frage: Die Franzosen weisen auch an ihren Grenzen zurück.
Warum sagen so viele Juristen, dass das an deutschen Grenzen
nicht geht?



Scholz: „Es würde auch an den deutschen Grenzen gehen. Deshalb
habe ich den Streit zwischen Herrn Seehofer und Frau Merkel
nicht verstanden. Natürlich haben wir das Recht, jeden zu
kontrollieren und zu prüfen, ob er ein Einreiserecht hat. Und
wenn  jemand  aus  einem  sicheren  Drittstaat  kommt  und  Asyl
begehrt,  kann  er  sofort  zurückgeschickt  werden.  Das  ist
eindeutige Rechtslage. Andere EU-Staaten machen das so. Die
Dänen schicken jeden zurück, der aus Deutschland kommt. Auch
die Schweden weisen inzwischen zurück.“

Frage: Man kann aber doch nicht alles auf die EU-Grenzstaaten
abladen!

Scholz: „Wenn das nicht geschieht, dann aus Solidarität. Aber
es gibt aktuell keine Rechtsgrundlage für die Verteilung von
Flüchtlingen in der EU. Um sie zu schaffen, bräuchte es einen
einstimmigen Beschluss. Ich denke nicht, dass Ungarn, Polen,
Tschechien  zustimmen  werden.  Diese  viel  beschworene
europäische  Lösung  ist  eine  politische  Floskel.“

Frage: Aber wie könnte man die Staaten in Südeuropa entlasten?

Scholz:  „Es  geht  zunächst  um  den  Ausbau  von  Frontex  zur
Sicherung der Außengrenzen. Diese Grenzsicherung sollte – über
eine  entsprechende  Ergänzung  –  im  EU-Vertragswerk  um  eine
gemeinsames  europäisches  Asylverfahren  schon  an  der
Außengrenze  ergänzt  werden.“

Frage: Aktuell wird diskutiert, abgelehnten Asylbewerber, die
integriert  sind  und  einen  Job  haben,  eine
Aufenthaltsgenehmigung zu erteilen. Was halten Sie von diesem
so genannten „Spurwechsel“?

Scholz:  „Einwanderung  und  Asylrecht  muss  man  strikt
auseinanderhalten.  Ein  solcher  Spurwechsel  würde  alles
durcheinander  werfen  und  neue  Unsicherheiten  und
Ungerechtigkeiten  schaffen.  Der  eine  Meister  will  den
Mitarbeiter behalten, der andere nicht … Das kann nicht nach
Gusto laufen, wir brauchen klare Rechtsmaßstäbe. Nur über ein



Einwanderungsgesetz kann zuverlässig geregelt werden, wo wir
Bedarf und wo wir keinen Bedarf für bestimmte Arbeitskräfte
haben. Dann kann man fragen, ob ein Bewerber die Maßgaben
erfüllt und bleiben kann.“

Frage: Was sagen Sie zur aktuellen Wehrpflicht-Debatte?

Scholz: Die Aussetzung der Wehrpflicht war überstürzt. Sie hat
wesentlich dazu geführt, dass die Bundeswehr heute nicht nur
materiell, sondern auch personell nicht funktionstüchtig ist.
Deshalb bin ich froh, dass das Thema durch den Vorstoß der
CDU-Generalsekretärin Kramp-Karrenbauer wieder ins Blickfeld
gerückt ist. Mein Vorschlag wäre, eine Übergangsregelung zu
schaffen.  Man  könnte  beispielsweise  die  Musterung  wieder
einführen  und  für  denjenigen,  die  erfolgreich  bestehen,
Anreize schaffen, den Dienst aufzunehmen.

Frage:  Laut  Gallup-Umfrage  sind  nur  noch  18  Prozent  der
Deutschen bereit, ihr Land zu verteidigen. Zweitletzter Platz
in Europa … Warum ist das so?

Scholz:  Das  Ende  des  Kalten  Kriegs  hat  zu  dem  Irrglauben
geführt, der ewige Friede sei ausgebrochen. Es wurde von heute
auf  morgen  so  getan,  als  wäre  Verteidigung  ein  Ding  von
gestern. Das hat zu einem Unverständnis für eine vernünftige
Sicherheitsvorsorge geführt. Dabei muss jedes Land, das die
Sicherheit  seiner  Bürger  gewährleisten  will,
verteidigungsfähig sein. Dass wir es nicht sind, in mehrfacher
Hinsicht, ist eine Katastrophe. Man sieht doch, wie unsicher
die Weltlage ist. Einige regionale Konflikte sind uns verdammt
nahe.

„AfD als Korrektiv“

Frage: Schleswig-Holsteins Regierungschef Daniel Günther (CDU)
denkt laut über Koalitionen zwischen CDU und Linkspartei im
Osten nach. Eine Option?

Scholz: Eine verheerende Aussage! Das wäre das Ende der CDU –



die durch die Große Koalition schon weit nach links gerückt
ist. Dass die AfD entstanden ist, hat viel damit zu tun, dass
die  Union  das  rechte  konservative  Bürgertum  vernachlässigt
hat. Ich halte mich da an Franz-Josef Strauß. Grundziel muss
sein: keine Partei rechts von der Union.

Frage: Was tun gegen die AfD?

Scholz: „Die Auseinandersetzung wurde bislang völlig falsch
geführt. Der Vorwurf des Rechtspopulismus ist kein Argument.
Man  muss  in  der  Sache  argumentieren.  Und  die
Wählerbeschimpfung  halte  ich  für  undemokratisch  und
gefährlich. Dass die AfD so stark werden konnte, liegt auch
daran, dass die Entscheidung von 2015 kein einziges Mal im
Bundestag diskutiert wurde. Die AfD ist jetzt da. Insofern ist
sie auch ein Korrektiv“.

Betroffenheitsmedien  alarmiert:  „Sieben  rechtswidrige
Abschiebungen“ seit 2017

Laut Katastrophenmeldungen der „Betroffenheitsmedien“ hätten
deutsche Behörden im laufenden Jahr bereits fünf rechtswidrige
„Asylbewerber  rechtswidrig“  abgeschoben,  inklusive  Sami  Al-
Mujtaba und Nasibullah S., der bereits wieder auf Steuerkosten
nach  Germoney  zurückgejettet  wurde  !  Das  geht  aus  einer
Antwort  des  Bundesinnenministeriums  auf  eine  schriftliche
Anfrage  der  bayerischen  „Grünen-Bundestagsabgeordneten“
Margarete Bause hervor.

In allen Fällen seien „die erforderlichen Verwaltungsakte noch
nicht  vollziehbar“  gewesen,  schreibt  das  Ministerium.  Die
Zahlen beziehen sich auf den Stand vom 8. August. Seitdem gab
es noch einen Abschiebeflug nach Afghanistan. Die „Häufung“
seit Jahresbeginn sei auffällig – für das Jahr 2017 seien zwei
Fälle  bekannt  –  PI-NEWS  berichtete  mehrfach  über  die
tragischen „Einzelfälle“ der illegalen Rückführung Illegaler
durch den deutschen Staat.

Die seit 2017 insgesamt „sieben Betroffenen“ wurden in ihre
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Herkunftsländer  Nigeria,  Afghanistan,  Kosovo,  Marokko,
Simbabwe,  China  und  Tunesien  abgeschoben  –  alles  sichere
Herkunftsstaaten im Übrigen.

In fünf der sieben Fälle hat die Bundesregierung nach eigenen
Angaben „eine umgehende Rückholung“ betrieben – in drei dieser
Fälle  reisten  die  Betroffenen  auch  bereits  wieder  nach
Deutschland ein. Die Bundesregierung nennt zwar keine weiteren
Details  zu  den  betroffenen  Personen,  ein  Teil  ist  aber
öffentlich  bekannt.  Der  zu  Unrecht  aus  Neubrandenburg
abgeschobene Afghane Nasibullah S. ist seit dem vergangenen
Wochenende zurück in Deutschland und auch Haschmatullah F.
wird  sich  im  deutschen  Sozialsystem  nach  seiner  Re-Re-
Migration für immer pudelwohl fühlen – Inschallah ! Denn nach
Maßgabe  der  Blutraute  ist  das  Wichtigste:  „Rückführung  –
Rückführung – und nochmals Rückführung“!

Die  millionenfache  rechtswidrige  Einwanderung  und
Subventionierung  illegaler  Einwanderer  in  Höhe  von  derzeit
160-190 Mrd. Euro durch die deutschen Sozialsysteme wurde in
den verlogenen „Mainstreammedien“ des Merkel-Einheitsregimes
allerdings bislang noch nicht thematisiert.

Von  Rupert  Scholz  könnte  auch  sein  Namensvetter,  der
sogenannte „Vizekanzler“ (dieses Amt gibt es laut deutschem
Grundgesetz gar nicht), Winkeladvokat und G-20-Mittäter „Olaf
S.“, SPD, noch eine Menge juristisches Handwerkszeug lernen.

Zur Person: Prof. Dr. Rupert Scholz, deutscher Staatsrechtler

Professor  Rupert  Scholz  (81,  CDU)  war  deutscher
Verteidigungsminister von 1988-89 und zuvor Justizsenator in
Berlin. Heute praktiziert der renommierte Staatsrechtler in
einer Kanzlei in Berlin.

Rupert Scholz folgte 1978 dem Ruf der LMU München auf den
Lehrstuhl für Staats- und Verwaltungsrecht, Verwaltungslehre
und Finanzrecht. Mit Ablauf des Sommersemesters 2005 wurde der
gebürtige Berliner emeritiert. Von 1981 bis 1983 war er unter
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dem Regierenden Bürgermeister Richard von Weizsäcker Senator
für Justiz, von 1982 bis 1988 unter Weizsäcker und dessen
Nachfolger  Eberhard  Diepgen  auch  Senator  für
Bundesangelegenheiten des Landes Berlin. Am 18. Mai 1988 wurde
er als Bundesminister der Verteidigung in das Kabinett von
Bundeskanzler Helmut Kohl berufen.

Zur  Person:  PI-NEWS  Autor  JOHANNES  DANIELS  ist  studierter
Staatsrechtler,  Wirtschaftsjurist,  Dipl.-Kommunikationswirt
und Betriebswirt. Er hielt über viele Jahre eine Professur für
Marketing  und  Public  Relations  als  verantwortlicher
Betreuungsdozent in München. Sein Professor für Öffentliches
Recht  und  Staatsrecht  an  der  Ludwig-Maximilians-Universität
war der eloquente und analytische Rupert Scholz.

Diese Erfahrung prägt fürs Leben – und für PI-NEWS.


